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I 

Vorwort des Herausgebers 
Die Stiftung der Hessischen Rechtsanwaltschaft ist eine gemeinnützige Stiftung mit 
enger Verbindung zu den hessischen Rechtsanwaltskammern in Frankfurt am Main 
und in Kassel. Einer der Schwerpunkte der Tätigkeiten der Stiftung ist die Anregung 
und Unterstützung von Themen, die das Berufsbild und die Tätigkeit des Anwalts un-
mittelbar betreffen. 

Der Einsatz der elektronischen Fußfessel wird in der Öffentlichkeit heftig diskutiert. 
Spätestens die Entlassung von Gewalttätern aus der Sicherungsverwahrung hat dieses 
Thema neu belebt. Bilder von entlassenen Strafgefangenen, die von einem halben 
Dutzend Kriminalbeamten  auf Schritt und Tritt verfolgt werden, haben die Emotionen 
hochkochen lassen. Sind elektronische Fußfesseln hier eine gangbare Alternative? 
Erlauben sie einen fairen Kompromiss zwischen Menschenwürde und Sicherheits-
bedürfnis?  

Gerade die hessischen Rechtsanwälte bewegt dieses Thema in besonderem Maße, 
denn in Hessen werden seit 10 Jahren Erfahrungen zum Einsatz der elektronischen 
Überwachung in einem Modellprojekt gesammelt. Derzeit sind in Hessen 80 Fuß-
fesseln täglich im Einsatz; sie werden vor allem als Hilfe zur Strukturierung des All-
tags der Betroffenen und damit auch bei der Bewachung von Bewährungsweisungen 
und im Ergebnis als „letzte Chance“ bei der konkret drohenden Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe (ca. 75% aller Fälle) und als Überwachungsmaßnahme bei der Außer-
vollzugsetzung von Haftbefehlen (25 % aller Fälle) in Anspruch genommen. Im 
Jahre 2009 konnten 24.660 Fußfesseltage verzeichnet werden. 

Die Stiftung der Hessischen Rechtsanwaltschaft hat angesichts der breiten Diskussion 
und im Lichte des hessischen Projektes einen studentischen Aufsatzwettbewerb aus-
geschrieben und hierfür den 

 „Preis der Stiftung der Hessischen Rechtsanwaltschaft“  

ausgelobt. Die Teilnehmer waren aufgerufen, einzelne oder auch mehrere grund-
sätzliche Fragen, die durch die elektronische Fußfessel ausgelöst werden, kritisch zu 
untersuchen und konstruktiv weiterzuführen. 
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Die eingegangenen Beiträge wurden von einer Jury, bestehend aus Herrn Rechtsanwalt 
Thomas Scherzberg, Vorsitzender der Vereinigung Hessischer Strafverteidiger und 
dem Leiter der Strafrechtsabteilung im Hessischen Ministerium der Justiz, für 
Integration und Europa, Dr. Helmut Fünfsinn, Lehrbeauftragter der Johann Wolfang 
Goethe-Universität, begutachtet. 

Die Stiftung der Hessischen Rechtsanwaltschaft freut sich, dem geneigten Leser 
hiermit die Beiträge der drei Preisträger Sarah Sophie Dittmann, Benjamin Beck und 
Katharina Nowak vorzustellen, die sie auf Vorschlag der Jury mit dem ausgelobten 
Preis ausgezeichnet hat. 

Wir freuen uns, dass es uns wiederum gelungen ist, einen aktuellen Beitrag zu einem 
zentralen Thema der hessischen Rechtsanwaltschaft beizusteuern und dass wir vor-
liegend den zweiten Band einer Buchreihe vorlegen können, in welcher wir als 
Herausgeber Themen aufgreifen, welche die Rechtsanwaltschaft in Hessen bewegen. 

Wir bedanken uns bei allen Jurastudentinnen und Jurastudenten, welche sich an dem 
von uns ausgeschriebenen Wettbewerb mit viel Aufwand, Engagement und Herzblut 
beteiligt haben, ganz besonders aber natürlich bei den drei Preisträgern, deren Beiträge 
wir nicht nur mit einem Preisgeld ausgezeichnet haben, sondern deren Beiträge wir mit 
dieser Veröffentlichung auch der allgemeinen Debatte zugänglich machen wollen. 
Bedanken möchten wir uns auch für die engagierte und fachkundige Betreuung und 
Beratung bei der Beurteilung der eingereichten Beiträge durch die Herren Scherzberg 
und Dr. Fünfsinn. 

Mein persönlicher Dank gilt wiederum meinen beiden Kollegen im Vorstand der 
Stiftung, Rechtsanwalt Dr. h. c. Dolf Weber und Rechtsanwalt Alexander Krebs, ohne 
deren tatkräftige Unterstützung dieses Projekt nicht durchführbar gewesen wäre. Auch 
Rechtsanwältin Dr. Petra Kues, Geschäftsführerin der Fortbildungs- und Service 
GmbH der Hessischen Rechtsanwaltschaft, einer Tochtergesellschaft der Stiftung, 
danke ich für ihren nimmermüden Beistand. 

Frankfurt am Main, den 20. Mai 2011 

Dr. Mark C. Hilgard 
- Rechtsanwalt - 

 



 

III 

Vorwort des Jurymitglieds Dr. Helmut Fünfsinn 
Die Entscheidung, ob die elektronische Fußfessel Fluch oder Segen der Kriminal-
politik ist, dürfte je nach Betrachtungswinkel sehr unterschiedlich ausfallen. Sicher ist 
aber, dass zurzeit in Hessen annähernd 100 Personen täglich eine elektronische Fuß-
fessel tragen und die Erfahrungen, die wir seit Beginn des Projektes im Jahre 2000 
gewonnen haben, insgesamt positiv sind sowohl in Bezug auf die Lebensführung der 
Probanden als auch - damit verbunden – den Schutz der Gesellschaft vor weiteren 
Straftaten. 

Erfahrungen aus der Durchführung von Modellprojekten beeinflussen stets auch 
kriminalpolitische Diskussionen. Gerade in Bezug auf die elektronische Fußfessel hat 
dies an einer sehr prominenten Stelle zu einer neuen gesetzlichen Regelung geführt: So 
sieht nunmehr § 68 b Abs. 1 S. 1 Nr. 12 StGB erstmals die Möglichkeit einer straf-
bewehrten und von der Einwilligung des Verurteilten unabhängigen Weisung vor, die 
für eine elektronische Überwachung seines Aufenthaltsorts erforderlichen technischen 
Mittel ständig bei sich zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen. Damit wird die elektronische Aufenthaltsüberwachung im Rahmen der 
Führungsaufsicht für die Überwachung der Einhaltung aufenthaltsbezogener 
Weisungen wie z.B. sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, die Gelegenheit oder 
Anreiz zu weiteren Straftaten geben könnten, eingesetzt. Aber auch die Weisung, 
einen bestimmten Bereich nicht ohne Erlaubnis der Aufsichtsbehörde zu verlassen, 
kann nunmehr elektronisch überwacht werden. Nach Auffassung des Gesetzgebers ist 
diese elektronische Überwachung nicht Selbstzweck, sondern zielt darauf ab, den 
Verurteilten im Sinne einer positiven und negativen Spezialprävention von der 
Begehung weiterer Straftaten abzuhalten, da dieser fürchten muss, bei der Begehung 
von Weisungsverstößen oder anderer Straftaten entdeckt zu werden. 

Es ist hier nicht der Ort, die gesetzgeberische Intention in allen kriminalpolitischen 
Facetten zu diskutieren. Mit dem Fingerzeig auf die gesetzliche Neuregelung im 
Bereich der Führungsaufsicht soll nur sehr deutlich darauf hingewiesen werden, dass 
die kriminalpolitische Diskussion um die elektronische Aufenthaltsüberwachung und 
damit der elektronischen Fußfessel gerade auch aufgrund der nun sichtbaren prak-
tischen Auswirkungen in ihrer Bedeutung nicht mehr unterschätzt werden kann. 
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Dass die Diskussion natürlich auch durch die Fortentwicklung der Technik nicht nur 
beeinflusst, sondern deutlich verstärkt wird, zeigt sich ebenfalls an der gesetzlichen 
Neuregelung. Denn nunmehr soll der Aufenthaltsort außerhalb der Wohnung mög-
lichst genau bestimmt werden können, beispielsweise durch Nutzung der GPS-
Technik. Damit geht die Neuregelung weit über das hessische Modellprojekt mit 
seiner bloßen Kontrolle der An- und Abwesenheit des Probanden von seiner Wohnung 
hinaus. Dass im Fortgang auch eine Verbindung der elektronischen Überwachung mit 
Alkohol- und Drogentests möglich ist, liegt auf der Hand. 

Damit dürfte deutlich geworden sein, dass der von der Stiftung der hessischen Rechts-
anwaltschaft durchgeführte studentische Aufsatzwettbewerb die Grundlagen einer 
höchst aktuellen kriminalpolitischen Diskussion anspricht. Die in diesem Sammelband 
aufgenommenen Beiträge der Preisträger zeigen einige der breiten Facetten der 
Diskussion auf und geben Anlass, weiterhin eine intensive Beteiligung der Wissen-
schaft an diesem kriminalpolitischen Problem einzufordern. Den teilnehmenden 
Studierenden sei auch von dieser Seite aus herzlich gedankt und allen Beteiligten 
nochmals in Erinnerung gerufen, dass die Stiftung der hessischen Rechtsanwaltschaft 
mit diesem Aufsatzwettbewerb eine nötige und sinnvolle Diskussion herausragend 
gefördert hat. 

Wiesbaden, den 20. Mai 2011 

Dr. Helmut Fünfsinn 
- Leiter der Strafrechtsabteilung im Hessischen Ministerium der Justiz - 
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Vorwort des Jurymitglieds Thomas Scherzberg 

„Unsere Strafen wirken nicht bessernd und nicht abschreckend, sie wirken über-
haupt nicht präventiv, das heißt vom Verbrechen abhaltend; sie wirken vielmehr 
geradezu als eine Verstärkung der Antriebe zum Verbrechen.“ 

(Franz v. Liszt: Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge. II. Band. Berlin 1905) 

Schon vor weit über 100 Jahren hat der bedeutende Strafrechtslehrer v. Liszt in 
Kenntnis der preußischen Kriminalstatistik erkannt, dass ein Täter um so schneller 
rückfällig wird, je länger seine Inhaftierung dauerte. Eine Erkenntnis, die im Jahr 2011 
an Aktualität nichts eingebüßt hat. 

Die Strafverteidigervereinigungen haben in den letzten Jahrzehnten aufgrund ihres 
Selbstverständnisses für „das Recht aller im Zweifel für die Freiheit“ (Fritz Bauer) zu 
agieren, immer wieder  Alternativen für Haftstrafen angemahnt. Sie sind und müssen 
im Interesse ihrer Mandanten offen sein für jede Diskussion, auch für den Einsatz 
modernster Techniken, wenn damit unnötige Gefängnisaufenthalte in Untersuchungs- 
und Strafhaft vermieden werden können.  

Inhaftierte, diese Erfahrung machen alle Strafverteidiger und konnten die Teilnehmer 
an dem studentischen Aufsatzwettbewerb nur vermuten, machen sich dabei weniger 
Gedanken um rechtstaatliche Bedenken, vermehrte staatliche Überwachungs-
mechanismen, selbst Eingriffe in Grundrechte – wenn nur Haft vermieden werden 
kann. Vorbehalte gegen den verstärkten Einsatz von Überwachungstechnik wurden in 
allen eingesandten Aufsätzen erörtert, trotzdem fällt eine größere Unbefangenheit 
dieser studentischen Generation gegenüber den Risiken auf, die nicht nur von Straf-
verteidigern mit Sorge registriert werden: dass nämlich nicht mehr „staatliche Vor- 
und Fürsorge für Gruppen der Gesellschaft, die aufgrund persönlicher Schwäche oder 
Schuld, Unfähigkeit oder gesellschaftlicher Benachteiligung in ihrer persönlichen und 
sozialen Entfaltung behindert sind; dazu gehören auch die Gefangenen und Ent-
lassenen“ (BVerfGE 35, 202ff.) im Vordergrund steht, eine Fürsorge, die aber nach 
Ansicht der Verfassungsrichter „dem Schutz der Gemeinschaft selbst (dient)“ (a.a.O.), 
sondern Gedanken des Wegsperrens oder totaler Überwachung – im Interesse 
vermehrten Schutzes der Gemeinschaft- immer mehr Bedeutung erlangen. 
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Die engagierte Beteiligung an diesem Aufsatzwettbewerb zeigt aber, dass das Interesse 
an einem nicht examensrelevanten Thema Mut macht für fruchtbare Diskussionen mit 
zukünftigen Richtern, Staatsanwälten und Strafverteidigerkollegen. 

Hierauf freue ich mich! 

Frankfurt, den 20. Mai 2011 

Thomas Scherzberg 
- Vorsitzender der Vereinigung Hessischer Strafverteidiger – 
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Beitrag von 
Sarah Sophie Dittmann 
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Zur Autorin: 

Sarah Sophie Dittmann, geboren 1984 in Hamburg, Abitur am Gymnasium Blankenese, 
studierte von 2003 bis 2011 an der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt Rechts-
wissenschaften und hat im Jahre 2006/2007 an der Université Lumière Lyon 2 das diplôme 
des études juridiques françaises erworben. 

Zum Inhalt: 

Der Aufsatz befasst sich mit der am 01.08.2008  in Kraft getretenen  Regelung über den 
Einsatz der elektronischen Fußfessel im Rahmen der Entlassungsvorbereitung aus dem 
Jugendstrafvollzug und untersucht, ob die elektronische Fußfessel – unter Berücksichtigung 
der Strafzwecke, möglicher verfassungsrechtlicher Bedenken und des Vorwurfes eines 
sog. Net-Widening-Effekts – als Instrument des Erziehungsvollzugs geeignet ist. 
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Zur Autorin: 

Katharina Nowak ist 1982 in Erfurt geboren. Nach dem Abitur folgte die Ausbildung zur 
Verlagskauffrau mit anschließender Berufstätigkeit bei der Druck- und Verlagshaus Frankfurt 
am Main GmbH. Seit Oktober 2008 studiert sie Rechtswissenschaften an der Goethe-
Universität in Frankfurt am Main. 

Zum Inhalt: 

Der Einsatz der elektronischen Fußfessel im Strafrecht wirft grundsätzliche Fragen auf, mit 
denen sich diese Arbeit mit besonderem Blick auf die Anwendung für Täter mit einer 
Alkohol- oder Drogenproblematik kritisch auseinandersetzt. Sie zeigt die Möglichkeiten des 
Einsatzes auf, beleuchtet die Notwendigkeit und untersucht, unter welchen Voraussetzungen 
und inwieweit der Einsatz für diese spezielle Tätergruppe sinnvoll ist. 
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Zum Autor: 

Benjamin Beck, geboren 1987 in Hadamar, studiert seit 2007 an der Goethe Universität 
Frankfurt a.M. Rechtswissenschaften im Schwerpunkt „Law and Finance“. Seit Februar 2009 
ist er am „Institute for Monetary and Financial Stability“ am Lehrstuhl von Prof. Dr. Dr. h.c. 
Helmut Siekmann als studentische Hilfskraft tätig. Er nahm zudem 2009/10 am „Willem C. 
Vis International Commercial Arbitration Moot“ für die Goethe-Universität teil und erhielt 
mit seinem Team den „Frédéric Eisemann Award - Prevailing Team in Oral“. 

Zum Inhalt: 

Im Rahmen der Arbeit wird die Effizienz der elektronischen Überwachung in der Sicherungs-
verwahrung und im Schwerpunkt in der Überwachung von Drogen- und Alkoholmissbrauch 
diskutiert. Zur Beginn werden die bisherigen Einsatzgebiete und der rechtliche Rahmen in 
Deutschland kurz dargestellt.  

 


